
Stand: 24.11.2021

Einwendungen der Städte und Gemeinden

Lfd.
Nr.

Teilergebnis-
plan, 

Produkt
Einwendung Stellungnahmen

Beratungs-
vorschlag

Begründung

1. sämtliche Pro-
dukte des 
Haushalts

Mittelfristige Finanzplanung

· Die mittelfristige Finanzplanung verstärk t  
in den Blick nehmen, um die kreisange-
hörigen Kommunen vor untragbaren
Mehrbelastungen zu schützen.

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021

angenom-
men

Der Kreis Warendorf berücksichtigt bei der Haushaltspla-
nung bereits Erkenntnisse, die für die mittelfristige Finanz-
planung vorliegen. In den Haushaltsgesprächen mit den 
Ämtern des Kreises werden die Haushaltsansätze auf
Konsolidierungspotentiale und auf Wirtschaftlichkeit hin 
überprüft.

2. 160110
Steuern, allg. 
Zuweisungen/ 
Umlagen

sämtliche Pro-
dukte des 
Haushalts

Kreisumlage / mögliche Verbesserungen:

· Möglichkeit zur Senkung der Zahllast zur 
Allgemeinen Kreisumlage um bis zu 1,5 
Mio. € (oder 0,3 Prozentpunkte) zuzüg-
lich der möglichen Verbesserung der 
Landschaftsumlage von bis zu 1,0 Mio. € 
(oder 0,2 Prozentpunkte).

· Diese Erwartungshaltung gilt insgesamt,  
auch wenn im Einzelfall bei den Anregun-
gen und bei der Landschaftsumlage nicht  
die volle Wirkung der angestrebten Er-
gebnisverbesserung erreicht werden 
kann.

· Klares Bekenntnis seitens des Kreises,  
dass alle im weiteren Verfahrens auftre-
tende Verbesserungen unvermindert und 
direkt zu einer weiteren Senkung der 
Zahllast der Kreisumlage eingesetzt wer-
den.

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021

tlw. ange-
nommen

Im Vergleich zum Eckdatenpapier wurde der Kreisumla-
gesatz bereits um 0,1 Prozentpunkte von 30,5 % auf 
30,4 % gesenkt.

Grundsätzlich wird eine Entlastung der Kreisumlage im 
laufenden Beratungsverfahren zum Haushalt 2022 ange-
strebt. Zu berücksichtigen sind allerdings auch neben 
möglichen Verbesserungen etwaige Mehrbelastungen,  
die sich im laufenden Verfahren ergeben können. Diese 
sind ggf. entsprechend zu berücksichtigen.
Saldierte Verbesserungen aus den laufenden Etatbera-
tungen sowie aus der Prognose des Jahresabschlusses 
2021 sollten zur Senkung der allg. Kreisumlage eingesetzt  
werden. Entsprechende Anträge mehrerer Fraktionen lie-
gen hierzu bereits vor. 

Anlage 3Anlage 6
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Lfd. 
Nr. 

Teilergebnis-
plan,  

Produkt 
Einwendung Stellungnahmen 

Beratungs-
vorschlag 

Begründung 

3. 160110 
Steuern, allg. 
Zuweisungen / 
Umlagen 
 
050210 
Grundsiche-
rung für Ar-
beitssuchende 
 

Erträge aus der Bundeserstattung 

· Die Erträge aus der Bundeserstattung (§ 
46 Absatz 7 SGB II) sollen aus dem all-
gemeinem Finanzbereich (160110) in 
das Budget des Jobcenters (050210) ver-
schoben werden. Dies soll die Transpa-
renz erhöhen. 

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

 
abgelehnt 

Die erhöhte Bundeserstattung ist nicht im Produkt des 
Jobcenters (050210), sondern im Produkt 160110 „Steu-
ern, allgemeine Zuweisungen / Umlagen“ veranschlagt .  
Grund hierfür ist, dass es sich bei diesen Erstattungen um 
allgemeine Deckungsmittel handelt. Mit dieser seit langem 
geforderten Erhöhung der Bundesbeteiligung an den Kos-
ten der Unterkunft kommt der Bund seiner gesamtstaatli-
chen Verantwortung nach. Die Corona-Pandemie ist als 
Auslöser für die längst überfällige erhöhte Erstattung zu 
sehen. 
 
Während sich sowohl zweckgebundene als auch nicht 
zweckgebundene Erstattungen an den Aufwendungen für 
Kosten der Unterkunft und Heizung nach § 22 SGB II ori-
entieren, ist hier ein Unterschied in der Zweckorientierung 
der Mittel zu machen. Die allgemeine Bundesentlastung 
ist als allgemeine finanzielle Entlastung der Kommune 
konzipiert. Der Bund bedient sich dazu des Finanzie-
rungsweges über den § 46 SGB II auf der Basis der Auf-
wendungen nach § 22 SGB II.  
 
Eine Berücksichtigung der Erträge aus der allgemeinen 
Bundesentlastung im Produkt des Jobcenters würde die-
sem Konzept entgegenwirken, da nicht in erster Linie Auf-
wendungen aus diesem Produkt erstattet werden sollen.  
Der Ansatz im Produkt Allgemeine Finanzwirtschaft stellt 
hingegen die Entlastungswirkung auf den gesamten 
Kreishaushalt nachvollziehbar dar. 
 
Um die geforderte Transparenz gleichwohl zu erreichen,  
wird in den Produkten 050210 und 160110 die Bundeser-
stattung ausführlich erläutert. Ebenso findet sich im Vor-
bericht sowohl eine allgemeine Erläuterung (Seite V 7) so-
wie eine ausführliche und detaillierte Darstellung der ge-
samten Beteiligungsquote des Bundes (Seiten V 70 ff.) in-
klusive einer tabellarischen Übersicht der Zusammenset-
zung.  
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Lfd. 
Nr. 

Teilergebnis-
plan,  

Produkt 
Einwendung Stellungnahmen 

Beratungs-
vorschlag 

Begründung 

4. 050210 
Grundsiche-
rung für Ar-
beitssuchende 

Ansätze im Jobcenter 

· Bitte um Übermittlung der Belastungen 
pro 100 Bedarfsgemeinschaften und 
Jahr, um künftige Be- und Entlastungspo-
tentiale durch die Entwicklung der Be-
darfsgemeinschaften besser abschätzen 
zu können. 

· Im Ergebnis bleibe – außerhalb der Per-
sonalkosten – eine Mehrbelastung im Be-
reich des Jobcenters von 1,0 Mio. €. Auf-
grund von deutlich sinkenden Zahlen der 
Bedarfsgemeinschaften und der Erhö-
hung der Bundeserstattung erschließt 
sich dies nicht. 

· Aufgrund neuester Berichterstattungen – 
die zum Zeitpunkt der Haushaltsplanun-
gen noch nicht bekannt gewesen sein 
konnten – ist eine Steigerung der Regels-
ätze im SGB II von unter einem Prozent  
in 2022 zu erwarten. Sollte hier eine vor-
sichtig höhere Schätzung angenommen 
worden sein, könnte diese nunmehr redu-
ziert werden.  

 

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

tlw. ange-
nommen 

Die Ausführung zu den Be-/Entlastungen pro 100 Bedarfs-
gemeinschaften wurde den Kämmerinnen und Kämmerer 
der Städte und Gemeinde anlässlich des Treffens am 
04.11.2021 vorgestellt und mit dem Protokoll übersandt.  
 
Eine Reduzierung um 100 Bedarfsgemeinschaften würde 
– unter Beachtung der für das Jahr 2022 prognostizierten 
Parameter und unter Vernachlässigung der Personalauf-
wendungen – zu einer Verbesserung i. H. v. insgesamt rd.  
170 T € führen. 
 
Zu der Erhöhung der allgemeinen Bundeserstattung siehe 
Ziffer 3. Diese wird nicht im Produkt des Jobcenters ver-
anschlagt. 
 
Bei den Regelsätzen handelt es sich vollumfänglich um 
Bundesleistungen, die in voller Höhe erstattet werden.  
Eine Verringerung der prognostizierten Regelsätze hätte 
also auch eine Verringerung der erhaltenen Erstattungen 
vonseiten des Bundes zur Folge. Im Ergebnis bleiben 
diese Leistungen ergebnisneutral und haben keine Redu-
zierung der Mehrbelastung zur Folge. 
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Lfd. 
Nr. 

Teilergebnis-
plan,  

Produkt 
Einwendung Stellungnahmen 

Beratungs-
vorschlag 

Begründung 

5. sämtliche Pro-
dukte des 
Haushalts 

Stellenplan / Personalbudget: 

· Die Gründe für die Personalaufwands-
steigerungen werden dargestellt. Erläu-
tert werden 2,14 Mio. €, es verbleibt eine 
Differenz von 900 T€, welche nach dem 
Eckdatenpapier nicht plausibel erläutert  
erscheint.  

· Die Personalausweitung von 20 Stellen 
im Saldo wird mit einer Zusatzbelastung 
von 560 T€ angegeben. Diese Summe ist 
nicht vollständig nachvollziehbar. 

· Seit 2014 wurde der Stellenplan des Krei-
ses um rd. 150 Stellen aufgestockt. Auch 
bei teilweiser Refinanzierung ist das eine 
Entwicklung, die Sorge auslöst. 

·  Die Ausweitung der vollständig refinan-
zierten 7,5 Stellen für den Werkcampus  
wird hinterfragt. Gibt es hier über die er-
freuliche Sachkostenentlastung für 
„Dritte Träger“ hinaus messbare Erfolge 
der sicherlich wichtigen Arbeit – zum Bei-
spiel im Vergleich zu anderen Jobcen-
tern? 

· Langfristige Aufwendungen durch Perso-
nalaufstockungen sind kritisch zu hinter-
fragen. 

 

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

tlw. ange-
nommen 

Im Rahmen der Personalplanung hinterfragt die Verwal-
tung jede personelle Aufstockung bzw. Wiederbesetzung 
und analysiert mit unterschiedlichen Instrumenten die Op-
timierung von Arbeitsabläufen äußerst kritisch. Hierbei 
wird auch die Umschichtung von vorhandenem Personal 
berücksichtigt. Auf die Begleitvorlage zum Haushaltsplan-
entwurf 2022 wird verwiesen, die zum Zeitpunkt der Er-
stellung der Stellungnahme den Bürgermeistern/-innen 
noch nicht bekannt war.  
 
Zunächst muss auf den Umstand hingewiesen werden,  
dass der Werkcampus als „Maßnahme in Selbstvor-
nahme“ vollumfänglich über das Eingliederungsbudget  
abgerechnet wird. Sämtliche Personalaufwendungen in 
diesem Bereich sind bis zur Budgetgrenze ergebnisneut-
ral und belasten den Kreishaushalt nicht. Bezüglich der 
Stellenanzahl sind die Planungsgrößen wie folgt zu ver-
stehen: Zu den bestehenden 2,0 Stellen im Werkcampus 
am Standort Warendorf kamen im Laufe des Jahres 2021 
5,5 weitere Stellen (1,0 für die Teamleitung, 1,0 für eine 
Verwaltungskraft, 2,0 Coaches am Standort Ennigerloh 
und 1,5 Stellen im aufsuchenden Fallmanagement). Dabei 
handelte es sich zunächst nicht um Planstellen. Zum 
Haushaltsjahr 2022 sollen diese 7,5 Stellen nun in Plan-
stellen umgewandelt und entfristet werden. Des Weiteren 
ist geplant, in 2022 2,0 weitere, auf zwei Jahre befristete 
Stellen für das aufsuchende Fallmanagement sowie 2023 
2,0 ebenfalls auf zwei Jahre befristete Stellen für das Re-
gionalprojekt im Werkcampus einzurichten. 
 
Einen messbaren Erfolg stellen u. a. die prognostizierten 
Integrationsquoten 2021 der Projekte im Werkcampus 
dar. Diese liegen zwischen 31 und 43 % und damit deut-
lich über den Quoten des übrigen Jobcenters (24,4 %) so-
wie den Maßnahmen externer Träger (zwischen 9,0 und 
23,5 %). 
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Lfd. 
Nr. 

Teilergebnis-
plan,  

Produkt 
Einwendung Stellungnahmen 

Beratungs-
vorschlag 

Begründung 

6. diverse Pro-
dukte des 
Haushalts 

Einsatz der Pauschalen des Landes 

· Mindestens die Schul- und Bildungspau-
schale sollte wie im Jahresabschluss 
2020 komplett konsumtiv veranschlagt  
werden, um die Aufwendungen für Bau-
unterhaltungen an den Kreisschulen zu fi-
nanzieren.  

· Überprüfung ob zudem die Investitions-
pauschale im Rahmen der Deckungsfä-
higkeit mit der Schulpauschale konsumtiv 
eingesetzt werden kann.  

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

tlw. ange-
nommen 

Bereits mit dem Entwurf ist der Kreis Warendorf der For-
derung einer vollständigen konsumtiven Veranschlagung 
der Schul- und Bildungspauschale nachgekommen. Damit  
konnte der Kreisumlagehebesatz im Vergleich zum Eck-
datenpapier um 0,1 Prozentpunkte gesenkt werden. 
 
Bei der Investitionspauschale sieht der Kreis Warendorf 
eine konsumtive Veranschlagung kritisch. Zwar ist es 
rechtlich durch die eingeführte gegenseitige Deckungsfä-
higkeit grundsätzlich möglich, die Investitionspauschale 
für konsumtive Aufwendungen der Schulen einzusetzen,  
jedoch beabsichtigt der Kreis Warendorf die Investitions-
pauschale für Investitionen einzusetzen. Investitionen füh-
ren zu langfristigen Abschreibungen, also auch zu einer 
langfristigen Belastung des Ergebnishaushaltes und damit  
der Kreisumlage. Um diese Belastungen nachfolgender 
Generationen zu reduzieren und damit der intergenerat i-
ven Gerechtigkeit zu folgen, wird der Kreis Warendorf 
diese Pauschale – die eben für langfristige Investitionen 
vorgesehen ist – auch einsetzen, um diese langfristig ent-
stehenden Abschreibungen über entsprechende Sonder-
posten abzumildern. Insofern soll die Investitionspau-
schale beispielsweise für den Neubau des Jobcenters in 
Beckum, den Straßen- und Radwegebau sowie weitere 
größere Maßnahmen eingesetzt werden. 
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Lfd. 
Nr. 

Teilergebnis-
plan,  

Produkt 
Einwendung Stellungnahmen 

Beratungs-
vorschlag 

Begründung 

7. Produkte des 
Sozialamtes 
und des Job-
centers 

Erstattungsleistungen von anderen Leis-
tungsträgern 

· Mit Verweis auf den Finanzstatusbericht  
vom 15.08.2021 führten in der Vergan-
genheit  u. a. über den Planerwartungen 
liegende Erstattungsleistungen von an-
deren Leistungsträgern an das Jobcenter 
oder das Sozialamt zu Verbesserungen.  
Eine Überprüfung, ob diese Verbesse-
rungspotentiale auch in das Jahr 2022 
aufgenommen werden können, wird an-
geregt.  

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

tlw. ange-
nommen 

Bei kritischer Durchsicht der Haushaltsplanansätze in den 
entsprechenden Positionen sowie der IST-Zahlen in den 
Jahresabschlüssen lässt sich bestätigen, dass es in den 
vergangenen Jahren zum Teil erhebliche Abweichungen 
gab. Bisher konnte allerdings noch keine Berechnungs-
methode entwickelt werden, mit der sich die Veränderun-
gen der Erstattungshöhe im Verhältnis zur Entwicklung 
der durchschnittlichen Bedarfsgemeinschaften richtig 
prognostizieren ließ. Als erschwerender Faktor kommt 
hinzu, dass trotz sinkender Bedarfsgemeinschaften zum 
Teil erhebliche Steigerungen in den Erstattungsleistungen 
von anderen Leistungsträgern zu verzeichnen waren.  
Auch ein Zusammenhang zu anderen Ansatzpunkten ist 
nicht erkennbar. Aus diesem Grund prognostiziert das 
Jobcenter die Einnahmen aus Erstattungsleistungen seit 
der Haushaltsplanung 2021 anhand logischer, leistungs-
orientierter Berechnungsmethoden. Mit diesen konnte die 
Differenz aus Haushaltsansatz und aktueller Prognose 
2021 auf 4,23 % gesenkt werden. Diese Berechnungsme-
thode wird fortlaufend evaluiert.  
Aufgrund der beschriebenen Unsicherheiten und der Ten-
denz, die sich für 2021 abzeichnet, wurde die Prognose 
der Erstattungsleistungen für 2022 um 5 % erhöht, obwohl 
der bisherige Ansatz für 2022 den höchsten Wert im Ver-
gleich zu allen bisherigen Ansätzen und IST-Ergebnissen 
der vergangenen Jahre darstellt.  
 
Im Bereich des Sozialamtes konnte in Vorjahren nicht fest-
gestellt werden, dass es hier zu größeren Abweichungen 
von Erstattungsleistungen von anderen Leistungsträgern 
gekommen ist, die unabhängig von gesetzlichen Regelun-
gen sind. 
 
Gleichwohl gibt es im Sozialamt Verbesserungen im Ver-
gleich zum Entwurf, die aufgrund einer gesetzlichen Neu-
gestaltung entstehen (sh. hierzu die Veränderungsliste). 
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Lfd. 
Nr. 

Teilergebnis-
plan,  

Produkt 
Einwendung Stellungnahmen 

Beratungs-
vorschlag 

Begründung 

8. 160110 
Steuern, allg. 
Zuweisungen / 
Umlagen 
 
Produkte Ju-
gendamt 

Jugendamtsumlage 

· Die mittelfristige Finanzplanung im Ju-
gendamt beinhaltet nur geringfügige pro-
zentuale Steigerungen und ist daher mit 
Risiken behaftet. 

· Kreis ist aufgefordert, den Kostenanstieg 
in diesem Bereich mit allen Mitteln zu be-
grenzen. 

· Neue politische Initiativen auf Bundes - 
und Landesebene zu einer größeren 
Kostenbeteiligung sind in diesem Bereich 
notwendig. 

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

tlw. ange-
nommen 

Im Rahmen der Haushaltsplanung werden die gemelde-
ten Ansätze stetig auf Konsolidierungspotentiale hinter-
fragt. Dies wird auch zukünftig der Fall sein. 
 
In der mittelfristigen Finanzplanung werden die bereits be-
kannten Veränderungen berücksichtigt. Gleichwohl ist 
eine Prognose der zukünftigen Fallzahlen nur schwerlich 
möglich und auch zukünftige gesetzliche Anpassungen 
sind kaum vorhersehbar. Das Amt für Kinder, Jungend 
und Familien hat den Kämmerinnen und Kämmerern der 
Städte und Gemeinden in der Sitzung am 04.11.2021 aus-
führlich die Gründe für die Kostensteigerungen erläutert .  
Es wurde auch eingehend auf zukünftige Entwicklungen 
und Änderungen der gesetzlichen Anforderungen einge-
gangen. 
 
Bei gesetzlichen Änderungen überprüft das Jugendamt  
diese auch hinsichtlich finanzieller Auswirkungen und hat  
auch in der Vergangenheit ggü. den kommunalen Spitzen-
verband kritisch Position bezogen. 
 

9. 0106 
Finanzmanage-
ment 

Kapitalstock 

· Prüfen, ob zumindest künftig in der Anla-
gesicherheit vergleichbare Anlageformen 
für die Liquidität gewählt werden können,  
deren Ausschüttung und deren spätere 
Inanspruchnahme mindestens in Höhe 
der Buchgewinne ergebniswirksam und 
damit umlagemindernd genutzt werden 
können. 

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

tlw. ange-
nommen 

Der Vorschlag wird für künftige Kapitalanlagen geprüft .  
Eine Entnahme der Buchgewinne wäre nur bei festen 
Renditeerwartungen möglich. Derartige Anlageformen 
sind aktuell auf dem Kapitalmarkt unter dem Aspekt der 
Anlagesicherheit kaum vorzufinden. 
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Lfd. 
Nr. 

Teilergebnis-
plan,  

Produkt 
Einwendung Stellungnahmen 

Beratungs-
vorschlag 

Begründung 

10. Sämtliche Pro-
dukte des 
Haushalts 

Liquidität 

· Der Kreis sollte alle Möglichkeiten nut-
zen, den im Grundsatz durch das NKF-
bedingten Liquiditätszufluss zu bremsen. 

· Gemeinsam überlegen, ob es Möglich-
keiten gibt, einen „Liquiditäts-Gegen-
strom“ in Richtung der kreisangehörigen 
Kommunen zu erzeugen. 

· gemeinsame Stellung-
nahme der Bürgermeister 
vom 13.10.2021 

· Stellungnahme der Stadt 
Beckum vom 27.10.2021 
 

tlw. ange-
nommen 

Wie die Bürgermeisterinnen und Bürgermeister richtiger-
weise darstellen, ist die Liquiditätsverschiebung system-
bedingt und liegt in den gesetzlichen Regelungen. Dies gilt 
im Übrigen ebenfalls für die Städte und Gemeinden selbst 
hinsichtlich der Steuerzahler. Sofern in den Städten und 
Gemeinden Überlegungen eines „Liquiditäts-Gegen-
stroms“ diskutiert werden, kann der Kreis Warendorf be-
teiligt werden. Im Rahmen der Förderprogamme zum 
Breitbandausbau und zum 1.000-Dächer-Solarprogramm 
gibt der Kreis Warendorf bereits indirekt Liquidität in Milli-
onenhöhe an die kreisangehörigen Kommunen zurück. 
 
Gleichwohl sei darauf hingewiesen, dass ein Großteil der 
vorliegenden Liquidität beim Kreis Warendorf faktisch 
schon in zukünftigen Investitionen aber auch hohen Er-
mächtigungsübertragungen gebunden ist. Zudem wurde 
auf die Neuaufnahme von Investitionskrediten bewusst  
verzichtet.  
 

 



Stand: 06.12.2021

lfd. 

Nr.
Antrag vom

Antrag-

steller
Gegenstand des Antrags

finanzielle 

Auswirkungen
Produkt

zuständiger 

Fachausschuss

Beschluss-

vorlage

Anlage

Beratungsergebnis

1.1 16.11.2021 CDU u. FDP Antrag zur Senkung der Kreisumlage ja 160110 Finanzausschuss
302/2021 mit der 

Einladung

1.2 21.11.2021 CDU
Antrag zur Beschleunigung des Radwegebaus im Kreis durch Einrichtung einer 

Ingenieurstelle Radwegebau im Bauamt
ja

120110 / 

Personal

Bauausschuss; 

Finanzausschuss

Nachsendung am 

22.11.2021 zu 

261/2021

im Bauausschuss angenommen

1.3 21.11.2021 CDU Antrag zum Breitbandausbau im Kreis Warendorf - Graue Flecken beseitigen ja 120120
Ausschuss für 

Digitalisierung

Nachsendung am 

23.11.2021 zu 

318/2021

angenommen

1.4 22.11.2021 CDU Antrag zur Weiterführung des Projektes "Nachwuchskräfte im Bereich der Pflege" ja 050490
Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

Nachsendung am 

22.11.2021 zu 

297/2021

angenommen 

(Ergänzung: Die Mittel i. H. v. 20 T€ 

werden zur Durchführung des Projekts 

im Südkreis verwendet).

1.5 20.07.2021 CDU Antrag zum fairen Flächenausgleich ja 1201

Ausschuss für Umwelt, 

Klimaschutz, Mobilität und 

Planung

315/2021 mit der 

Einladung

Der Antrag wurde um die Bereitstellung 

von 1 Mio. € im Haushalt 2022 erweitert 

und angenommen.

1.6 02.12.2021 CDU

Antrag zur Änderung der Anträge 2.6 und 3.4: Es sollen einmalig 7.500 € für die 

niedrigschwellige Drogenhilfe in den Haushalt 2022 eingestellt werden. Zunächst 3.000 €; 

weitere 4.500 € werden mit einem Sperrvermerk versehen. Wenn der Finanzbedarf 

nachgewiesen wurde, erfolgt die Auszahlung (mündlich in der Sitzung des Ausschusses 

für Soziales und Gesundheit am 02.12.2021 gestellt).

ja 070140
Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit
297/2021 angenommen

2.1 17.11.2021 SPD Antrag zur Anpassung des Haushaltsansatzes Projekt „gesundes Essen" ja 070130
Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

297/2021 mit der 

Einladung
angenommen

2.2 17.11.2021 SPD
Antrag zur Anpassung der Förderung quadro Drogenberatung (Erhöhung des jährlichen 

Zuschusses um 1,8 %)
ja 070140

Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

297/2021 mit der 

Einladung

angenommen

(Ergänzung: Ein Nachweis der 

tarifgerechten Bezahlung ist 

vorzulegen.)

2.3 17.11.2021 SPD Antrag zur Absenkung der Kreisumlage um 0,2 % ja 160110 Finanzausschuss
302/2021 mit der 

Einladung

2.4 17.11.2021 SPD
Antrag zur Anpassung der Förderung des Arbeitskreises Jugend- und Drogenberatung 

(Erhöhung des jährlichen Zuschusses um 1,8 %)
ja 070140

Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

297/2021 mit der 

Einladung

angenommen

(Ergänzung: Ein Nachweis der 

tarifgerechten Bezahlung ist 

vorzulegen.)

2.5 17.11.2021 SPD Antrag zur Förderung Theater der blauen Inseln i. H. v. 2.500 € ja 040130
Ausschuss für Bildung, 

Integration, Kultur und Sport

Nachsendung am 

19.11.2021 zu 

295/2021

angenommen

2.6 17.11.2021 SPD
Antrag zur Zuschusspauschale niedrigschwelliges Drogenhilfeangebot i. H. v. 7.500 € für 

das Jahr 2022
ja 070140

Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

297/2021 mit der 

Einladung
abgelehnt

2.7 28.11.2021 SPD
Antrag zur Fortführung und Ausweitung des Projektes "care4future" zur nachhaltigen 

Gewinnung von Nachwuchskräften in der Pflege
ja 050490

Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

Nachsendung am 

29.11.2021 zu 

297/2021

Der Antrag wurde zurückgezogen.

3.1 24.11.2021 B90/Grüne Antrag auf Entfristung der Stelle der Klimafolgenmanagerin ja 140310

Ausschuss für Umwelt, 

Klimaschutz, Mobilität und 

Planung; 

Finanzausschuss

Nachsendung am 

25.11.2021 zu 

277/2021; 

302/2021 mit der 

Einladung

Im Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, 

Mobilität und Planung angenommen.

3.2 24.11.2021 B90/Grüne Antrag auf schrittweise Umstellung des Fuhrparks der Kreisverwaltung ja 0103 Finanzausschuss
302/2021 mit der 

Einladung

3.3 24.11.2021 B90/Grüne Antrag Modellversuch "on-demand-Verkehr" ja 120210

Ausschuss für Umwelt, 

Klimaschutz, Mobilität und 

Planung

Nachsendung am 

25.11.2021 zu 

277/2021

angenommen

3.4 29.11.2021 B90/Grüne
Antrag auf Zuschusspauschale für die Jugend- und Drogenberatung im Kreis Warendorf 

e.V. (7.500 €)
ja 070140

Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

Nachsendung am 

29.11.2021 zu 

297/2021

abgelehnt

3.5 29.11.2021 B90/Grüne
Antrag auf Anpassung der Förderung des jährlichen Zuschusses für den Arbeitskreis der 

Jugend- und Drogenberatung im Kreis Warendorf um 1,8 %
ja 070140

Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

Nachsendung am 

29.11.2021 zu 

297/2021

angenommen

(Ergänzung: Ein Nachweis der 

tarifgerechten Bezahlung ist 

vorzulegen.)

3.6 29.11.2021 B90/Grüne
Antrag auf Anpassung der Förderung für die quadro Sucht- und Drogenberatung 

Warendorf um 1,8 %
ja 070140

Ausschuss für Soziales und 

Gesundheit

Nachsendung am 

29.11.2021 zu 

297/2021

angenommen

(Ergänzung: Ein Nachweis der 

tarifgerechten Bezahlung ist 

vorzulegen.)
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lfd. 

Nr.
Antrag vom

Antrag-

steller
Gegenstand des Antrags

finanzielle 

Auswirkungen
Produkt

zuständiger 

Fachausschuss

Beschluss-

vorlage

Anlage

Beratungsergebnis

3.7 29.11.2021 B90/Grüne Antrag auf Neubeschaffung von akkubetriebenen Geräten für den Kreisbauhof ja 120110 Bauausschuss

Nachsendung am 

29.11.2021 zu 

319/2021

Wurde auf den nächsten 

Bauausschuss vertagt.

5.1 17.11.2021 FWG Antrag zum Personal/Duales Studium ja Personal
Ausschuss für 

Digitalisierung

318/2021 mit der 

Einladung; 

302/2021 mit der 

Einladung

Der Antrag wurde zu einer Anfrage 

umformuliert und im Ausschuss für 

Digitalisierung beantwortet.

5.2

18.11.2021 

(aktualisiert am 

03.12.2021)

FWG Antrag zum Stellenplan ja Personal Finanzausschuss

302/2021 mit der 

Einladung, bzw. 

Nachsendung am 

06.12.2021

5.3.1 17.11.2021 FWG Anfrage zum Produkt 010410 Kennzahl "Kopiervolumen Druckerei" nein 010410
Ausschuss für 

Digitalisierung

318/2021 mit der 

Einladung
Die Anfrage wurde beantwortet.

5.3.2 17.11.2021 FWG Anfrage zum Produkt 010410 zu Pos. 16 Allgemeine Geschäftsaufwendungen nein 010410
Ausschuss für 

Digitalisierung

318/2021 mit der 

Einladung
Die Anfrage wurde beantwortet.

5.3.3 17.11.2021 FWG Anfrage zum Produkt 020440 KFZ-Zulassungen nein 020440

Ausschuss für öffentliche 

Ordnung und 

Bevölkerungsschutz

312/2021 mit der 

Einladung
Die Anfrage wurde beantwortet.

5.3.4.1 17.11.2021 FWG Anfrage zur Mehrbelastung im Bereich des Jobcenters nein 050210

Ausschuss für Arbeit, 

Wirtschaft und 

Gleichstellung; 

Finanzausschuss

Nachsendung am 

19.11.2021 zu 

265/2021; 

302/2021 mit der 

Einladung

Die Anfrage wurde im Ausschuss für 

Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung 

beantwortet.

5.3.4.2 17.11.2021 FWG Anfrage zur Steigerung der Personalaufwendungen nein Personal Finanzausschuss
302/2021 mit der 

Einladung

5.3.5 17.11.2021 FWG Anfrage zur Produktgruppe 0107 Immobilienmanagement (Inv. Nr. 22.23.011) nein 0107 Bauausschuss
319/2021 mit der 

Einladung

Die Antwort wurde im Bauausschuss 

verlesen.

5.3.6 17.11.2021 FWG Anfrage zum Produkt 020120 Zensus nein 020120 Finanzausschuss
302/2021 mit der 

Einladung

5.4 19.11.2021 FWG Antrag zur Ladeinfrastruktur ja 010710 Bauausschuss

Nachsendung am 

22.11.2021 zu 

261/2021

Der Antrag wurde zu einer Anfrage 

umformuliert und wird mit dem Protokoll 

schriftlich beantwortet.
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Stand: 06.12.2021

Erträge Aufwendungen

€ €

Summe Haushaltsplanentwurf 474.896.743 479.382.813

1
Produkt 010410, Nr. 02

Informationstechnik
52 - 54 +244.500 0

2
Produkt 010410, Nr. 16

Informationstechnik
52 - 54 0 +244.500

3
Produkt 010610, Nr. 15 

Haushaltssteuerung
64 0 -432.000

Aufgrund von Guthaben aus Rückerstattungsbeträgen, die u. a. mit Abrechnungen des Jahres 2021 entstehen 

werden, kann der Verlustausgleich 2022 an die RVM von 2,135 Mio. € auf 1,703 Mio. € und für das Jahr 2023 

von 2,185 Mio. € auf 2.052 Mio. € gesenkt werden.

(Finanzausschuss)

4
Produkt 010710, Nr. 13, SK 521110

Immobilienmanagement

V 20, 

82, 83
0 -150.000

Verschiebung der Maßnahme "Austausch Gaskessel am BK WAF (v.-Ketteler-Str.)" in das Jahr 2023.

2023: +150.000 €; zur teilweisen Kompensation Nr. 5

(Bauausschuss)

5
Produkt 010710, Nr. 13, SK 524130

Immobilienmanagement

V 20, 

82, 83
0 +192.600

Erhöhung des Ansatzes für Heizenergie (Kostensteigerungen am Energiemarkt / Ausschreibungsergebnis);

teilweise Kompensation durch Nr. 4

2023: +212.000 €

2024: +212.000 €

(Bauausschuss)

6
Produkt 010920, Nr. 16

Sitzungsdienst
96 0 +13.500

Erhöhung der Aufwendungen für ehrenamtl. und sonstige Tätigkeiten für die Jahre 2022 ff. auf Grund des

Verordnungsentwurfes zur Änderung der Entschädigungsverordnung.

(Finanzausschuss)

7
Produkt 020320, Nr. 04

Rettungsdienst
144 +100.000 0

Aktualisierung der Rettungsdienstgebühren für die Jahre 2022 ff. (neu: 11.900.000 €)

(Ausschuss für öffentliche Ordnung und Bevölkerungsschutz)

8
Produkt 020420, Nr. 07

Bußgeldstelle
159 +350.000 0

Anpassung der Bußgeld-Einnahmen aufgrund des neuen Bußgeld-Kataloges

(neu: 2022: 4.750.000 €; 2023: 5.000.000 €; 2024: 5.250.000 €; 2025: 5.250.000 €)

(Ausschuss für öffentliche Ordnung und Bevölkerungsschutz)

9

Produkt 020610, Nr. 11

Überwachung Lebensmittel und 

Bedarfsgegenstände
170 0 +25.600

In den Produkten 020610 und 020620 sind Verschiebungen zwischen beiden Produkten versehentlich nicht ins

Programm eingegeben worden. Diese sind jetzt berücksichtigt. 

(Ausschuss für öffentliche Ordnung und Bevölkerungsschutz)

Änderungen zum

Haushaltsplanentwurf 2022

- Ergebnisplan -

Bemerkungen
Nr. Teilergebnisplan Produkt, Nr.

HHPl.

Seite

Noch nicht im Haushaltsentwurf enthalten sind die Mittel aus dem zweiten Ausstattungsprogramm für 

Schülerinnen und Schüler des Landes NRW. Das Programm besteht aus zwei Teilbereichen. Auf den Kreis 

Warendorf als Schulträger entfallen Fördermittel in Höhe von 144.500,00 € für die Förderschulen und 

100.000,00 € für die Berufskollegs.

Die Förderung erfolgt als Vollfinanzierung. Ein Eigenanteil des Kreises fällt nicht an.

(Ausschuss für Digitalisierung)

2022
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Erträge Aufwendungen

€ €

Bemerkungen
Nr. Teilergebnisplan Produkt, Nr.

HHPl.

Seite

2022

10

Produkt 020610, Nr. 13

Überwachung Lebensmittel und 

Bedarfsgegenstände

170 0 0

Der Kreis Warendorf ist mit den übrigen Kreisen und Städten des Regierungsbezirks Münster Träger des

Chemischen und Veterinäruntersuchungsamtes

Münsterland-Emscher-Lippe (CVUA-MEL). Bei der Verwaltungsratssitzung am 18.11.2021 wird das Entgelt je

Einwohner für die Jahre 2023 bis 2025 auf Vorschlag der AG Entgelte um 0,02 € pro Einwohner erhöht,

sodass sich daraus Aufwendungen für die Folgejahre i. H. v. insgesamt 650.600 € ergeben. Damit müssen die

Ansätze für die Jahre 2023 bis 2025 um jeweils 5.600 € erhöht werden.

(Ausschuss für öffentliche Ordnung und Bevölkerungsschutz)

11
Produkt 020620, Nr. 11

Überwachung der Fleischhygiene
173 0 -25.600

In den Produkten 020610 und 020620 sind Verschiebungen zwischen beiden Produkten versehentlich nicht ins

Programm eingegeben worden. Diese sind jetzt berücksichtigt. 

(Ausschuss für öffentliche Ordnung und Bevölkerungsschutz)

12

Produkt 030250, Nr. 02

Kommunales Integrationszentrum 224 +137.500 0

Der Haushaltsentwurf des Landes NRW sieht für das Jahr 2022 7 weitere Case Management Stellen (KIM)

vor (7 Stellen sind bereits im Haushaltsplanentwurf 2022 eingeplant). Von den 7 Stellen sollen 5 Stellen in

Anspruch genommen werden. 2 Stellen sollen an die Wohlfahrtsverbände weitergeleitet werden, 3,0 Stellen im

Kommunalen Integrationszentrum angesiedelt werden. Bei den Ansatzplanungen 2022 wird eine tatsächliche

Besetzung der Stellen - und damit auch die erwartete Landeszuwendung - von einem halben Jahr zugrunde

gelegt. Da es sich um befristete Förderstellen handelt, berührt diese Änderung nicht den Stellenplan. Der

Betrag wird für das Jahr 2022 eingestellt.

(Ausschuss für Bildung, Integration, Kultur und Sport)

13

Produkt 030250, Nr. 11

Kommunales Integrationszentrum 224 0 +96.600

sh. Erläuterungen zu Produkt 030250, Nr. 02

Für das Jahr 2022 werden zusätzliche Personalkosten für ein halbes Jahr für drei zusätzliche Case

Management Personalstellen  (KIM) eingestellt.

(Ausschuss für Bildung, Integration, Kultur und Sport)

14

Produkt 030250, Nr. 15

Kommunales Integrationszentrum 224 0 +55.000

sh. Erläuterungen zu Produkt 030250, Nr. 02

Für das Jahr 2022 wird eine zusätzliche Personalkostenweiterleitung für ein halbes Jahr für zwei zusätzliche

Case Management Stellen  (KIM) eingestellt.

(Ausschuss für Bildung, Integration, Kultur und Sport)

15
Produkt 040110, Nr. 15

Schule für Musik im Kreis Warendorf
233 0 +77.000

Die Mitgliederversammlung der Schule für Musik wird sich am 14.12.2021 mit dem Haushalt der Schule für

Musik für das 2022 befassen. Im Haushaltsentwurf ist eine Erhöhung des Mitgliedsbeitrages des Kreises

Warendorf um 77.000 € von 962.500 € auf 1.039.500 € vorgesehen. Tarifliche Personalkostensteigerungen

und die Höhe der erwarteten Landeszuwendungen sind hauptursächlich. Auch im Jahr 2022 wird erwartet,

dass die pandemiebedingten rückläufigen Anmeldezahlen noch nicht in Gänze aufgefangen werden können.

Der Betrag wird für die Jahre 2022 ff angepasst.

(Ausschuss für Bildung, Integration, Kultur und Sport)

16
Produkt 040110, Nr. 15

Schule für Musik im Kreis Warendorf
233 0 +5.400

Aufgrund der Erhöhung des Mitgliedsbeitrages des Kreises Warendorf an die Schule für Musik im Kreis

Warendorf e.V. wird die Zuweisung an die Stadt Telgte für die dortige Musikschule als Ausgleich für die Jahre

2022 ff. entsprechend angepasst.

(Ausschuss für Bildung, Integration, Kultur und Sport)

17
Produkt 040130, Nr. 15

Kulturförderung
239 0 +2.500

Der Antrag der SPD Kreistagsfraktion um die Aufnahme der Förderung des Kindertheaterprojektes "Theater

der blauen Inseln 2022" der Projektgemeinschaft Theater Don Kidschote i. H. v. 2.500 € für das Jahr 2022

wurde in der Sitzung des Ausschusses für Bildung, Integration, Kultur und Sport am 25.11.2021 zugestimmt.

(Ausschuss für Bildung, Integration, Kultur und Sport)
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Erträge Aufwendungen

€ €

Bemerkungen
Nr. Teilergebnisplan Produkt, Nr.

HHPl.

Seite

2022

18

Produkt 050210, Nr. 01

Grundsicherungsleistungen nach dem 

SGB II

260 -123.000 0

Für die Prognose der Wohngeldersparnis liegen nunmehr weitere Daten aus dem Jahr 2021 vor. Außerdem

wurde die planmäßige Gesamthöhe der Zuweisungen des Landes veröffentlicht. Hierdurch ergibt sich ein

Minderertrag i. H. v. 123 T€. Die Folgejahre sind auf Basis der Prognose für 2022 entsprechend weitergeplant.

2022: - 123.000 € (Neuer Ansatz: 3.493 T€)

2023: - 123.000 € (Neuer Ansatz: 3.493 T€)

2024: - 123.000 € (Neuer Ansatz: 3.493 T€)

2025: - 123.000 € (Neuer Ansatz: 3.493 T€)

(Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung)

19

Produkt 050210, Nr. 02

Grundsicherungsleistungen nach dem 

SGB II

260 -404.205 0

Im Bereich der Zuwendungen und Allgemeinen Umlagen kommt es zu einer Veränderung i. H. v.. rd. 404 T€.

Die Zuständigkeit der Förderung der Sozialen Arbeit an Schulen wurde vom Ministerium für Arbeit und

Soziales in den Verantwortungsbereich des Ministeriums für Schule und Bildung übertragen. Die Förderung

orientiert sich nunmehr an einem neu entwickelten schulscharfen Sozialindex und wird daher organisatorisch

im Amt 40 weiter behandelt. (Vgl. Änderung zu Produkt 050210 Nr. 15)

2022: - 404.205 € (Neuer Ansatz: 0 €)

2023: - 404.205 € (Neuer Ansatz: 0 €)

2024: - 404.205 € (Neuer Ansatz: 0 €)

2025: - 404.205 € (Neuer Ansatz: 0 €)

(Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung)

20

Produkt 050210, Nr. 06

Grundsicherungsleistungen nach dem 

SGB II

260; 

261
-1.591.000 0

Durch die Mitteilung von Orientierungswerten zum Verwaltungsbudget (VWB) und zum Eingliederungstitel

(EGT) kommt es zu einer Veränderung i. H. v. rd. 1.591 T€ gegenüber der ursprünglichen Planung. Dieser

Betrag setzt sich aus einer geringer erwarteten Mittelzuweisung im Verwaltungsbudget (VWB) i. H. v.. rd.

13.958 T€ (-351 T€) und im Eingliederungstitel (EGT) i. H. v. rd. 11.776 T€ (-1.239 T€) zusammen.

Entsprechend wird eine Umschichtung vom EGT ins VWB i. H. v. 1.052 T€ prognostiziert.

2022: - 1.591 T€ (Neuer Ansatz: 88.658 T€)

2023: - 1.591 T€ (Neuer Ansatz: 89.611 T€)

2024: - 1.592 T€ (Neuer Ansatz: 90.484 T€)

2025: - 1.591 T€ (Neuer Ansatz: 91.359 T€)

(Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung)

21

Produkt 050210, Nr. 07

Grundsicherungsleistungen nach dem 

SGB II

260; 

261-262
+150.000 0

Die Entwicklungen der letzten Jahre hat gezeigt, dass die Erstattungen durch Sozialleistungsträger - trotz

sinkender BG Zahl - weiterhin zunehmen. Entsprechend dieser Tendenz wird für das Haushaltsjahr 2022 mit

einem Mehrertrag i. H. v. rd. 150 T€ gerechnet. Für die Jahre 2023 bis 2025 erfolgt keine Änderung der

Ansätze.

2022: + 150 T€ (Neuer Ansatz: 5.430 T€)

(Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung)
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Erträge Aufwendungen

€ €

Bemerkungen
Nr. Teilergebnisplan Produkt, Nr.

HHPl.

Seite

2022

22

Produkt 050210, Nr. 15

Grundsicherungsleistungen nach dem 

SGB II

260; 

262-263
0 -1.919.416

Bei den Transferaufwendungen ergibt sich eine Veränderung i. H. v. rd. 1.919 T€ gegenüber der

ursprünglichen Planung. Dies errechnet sich im Einzelnen durch die Neuausrichtung der Förderung der

Sozialen Arbeit an Schulen und dem damit einhergehenden Zuständigkeitswechsel in das Amt 40 (rd. 328 T€ -

vgl. Änderung zu Produkt 050210 Nr. 02). Zusätzlich entsteht ein Minderaufwand i. H. v. 1.591 T€ aufgrund

des erhöhten Umschichtungsbetrags und des verringerten EGT (vgl. Änderung zu Produkt 050210 Nr. 06).

2022: - 1.919 T€ (Neuer Ansatz: 104.015 T€)

2023: - 1.919 T€ (Neuer Ansatz: 104.745 T€)

2024: - 1.920 T€ (Neuer Ansatz: 105.510 T€)

2025: - 1.919 T€ (Neuer Ansatz: 106.279 T€)

(Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung)

23
Produkt 050440, Nr. 15

Pflege
290 0 -600.000

Die vom Bundestag beschlossene Pflegereform wird ab dem 01.01.2022 zu einer finanziellen Entlastung der 

stationären Pflege führen. Der GKV-Spitzenverband hat mitgeteilt, dass der von der Verweildauer abhängige 

Zuschlag der Pflegekassen sich auf die pflegebedingten Aufwendungen und die Kosten für die 

Ausbildungsumlage bezieht. Daher wurde der Ansatz unter Berücksichtigung der Ausbildungsumlage neu 

berechnet.

Die voraussichtliche Minderausgabe kann nicht in vollem Umfang berücksichtigt werden, da die Kosten für die 

neue Pflegefachassistenzausbildung über die Pflegesätze finanziert werden und dadurch mit steigenden 

Kosten für die Pflege zu rechnen ist.

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

24
Produkt 050490, Nr. 16

Alter, Pflege und Beratung
295 0 +20.000

Dem Antrag der CDU-Kreistagsfraktion für das Jahr 2022 Mittel i. H. v. 20.000 € für die Ausweitung des

Projektes "Nachwuchskräfte im Bereich der Pflege" wurde im Ausschuss für Soziales und Gesundheit am

02.12.2021 zugestimmt. Der Antrag wurde in der Sitzung ergänzt: Die Mittel i. H. v. 20.000 € werden zur

Durchführung des Projektes im Südkreis verwendet.

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

25
Produkt 050810, Nr. 06 

Betreuungen für Erwachsene
299 +29.900 0

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

26
Produkt 050810, Nr. 11

Betreuungen für Erwachsene
299 0 +13.800

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

27

Produkt 060110, Nr. 02

Jugendförderung 310-311 +629.500 0

Ab dem Jahr 2022 tritt die neue Richtlinie vom 22.09.2021 über die Förderung von Schulsozialarbeit in NRW

in Kraft. Diese sieht eine Neuausrichtung der Schulsozialarbeit ab dem Jahr 2022 vor. Neues zuständiges

Ministerium ist das MSB (bislang MAGS). Aufgrund der Neuausrichtung ist ein Wechsel der Zuständigkeiten

von dem Jobcenter (bislang Produkt 050210) zum Amt für Kinder, Jugendliche und Familien angezeigt. Die

Landesmittel für Schulsozialarbeit werden insgesamt aufgestockt. Die jährliche Fördersumme für den Kreis

Warendorf steigt ab dem Jahr 2022 von rd. 404.205 € auf rd. 629.500 €. Ein Teilbetrag (rd. 486.800 €, bisher

rd. 328.417 €) wird wie bisher an die Kommunen im Kreis Warendorf weitergeleitet (vgl. Änderungen zu

Produkt 060110 Nr. 15). 

Die Finanzplanung für die Jahre 2023-2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +629.500 € (Ansatz neu: 844.500 €)

2024: +629.500 € (Ansatz neu: 849.500 €)

2025: +629.500 € (Ansatz neu: 854.500 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)
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Erträge Aufwendungen

€ €

Bemerkungen
Nr. Teilergebnisplan Produkt, Nr.

HHPl.

Seite

2022

28
Produkt 060110, Nr. 11

Jugendförderung
310-311 0 +140.910

a) Bisher erfolgte die sozialpädagogische Betreuung am Lernort in Ahlen durch den Träger Mütterzentrum

Soziales Netzwerk gGmbH. Ab dem Jahr 2022 erfolgt die sozialpädagogische Betreuung am Lernort durch

eigene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Kreises Warendorf. Hierfür wurden im Stellenplan zwei neue

Vollzeitstellen vorgesehen. Die bisher an das Mütterzentrum geflossenen Mittel (130 T€) werden nun im

Produkt 060110 in der Nr. 11 (Personalaufwendungen) veranschlagt. Die Mittel für den Lernort Warendorf

werden ab dem Jahr 2023 ebenfalls an dieser Stelle veranschlagt. (vgl. Änderung zu Produkt 060130 Nr. 15)

b) Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) ist zum 10.06.2021 in Kraft getreten und hat weitreichende

Auswirkungen auf die Arbeit im Amt für Kinder, Jugendliche und Familien. Dafür sollen zunächst drei

Sozialarbeiterinnen bzw. Sozialarbeiter und ein/e Planer oder Planerin eingestellt werden. Die Personalkosten

i. H. v. voraussichtlich 231.850 € sind anteilig auf verschiedene Produkte zu verteilen. 

  

Die Finanzplanung für die Jahre 2023-2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +195.910 € (Ansatz neu: 720.675 €)

2024: +270.910 € (Ansatz neu: 806.439 €)

2025: +270.910 € (Ansatz neu: 816.875 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

29
Produkt 060110, Nr. 15

Jugendförderung
310-311 0 +486.800

sh. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 02

Ein Teil der Mittel für Schulsozialarbeit i. H. v. rd. 486.800 € wird an die Städte und Gemeinden im Kreis

weitergeleitet. 

Die Finanzplanung für die Jahre 2023-2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +486.800 € (Ansatz neu: 935.050 €)

2024: +486.800 € (Ansatz neu: 940.050 €)

2025: +486.800 € (Ansatz neu: 945.050 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

30
Produkt 060130, Nr. 11

Soziale Prävention und frühe Hilfen
313 0,00 +10.910

vgl. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 11 b)

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 bis 2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +10.910 € (Ansatz neu: 715.411 €) 

2024: +10.910 € (Ansatz neu: 729.501 €)

2025: +10.910 € (Ansatz neu: 743.873 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

31
Produkt 060130, Nr. 15

Soziale Prävention und frühe Hilfen
313-314 0 -130.000

vgl. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 11 a)

Die Mittel für die sozialpädagogische Arbeit am Lernort Ahlen und ab 2023 am Lernort Warendorf werden in

das Produkt 060110 in Nr. 11 verschoben. 

Die Finanzplanung für die Jahre 2023-2025 wird entsprechend fortgeschrieben:

2023: -185.000 € (Ansatz neu: 2.399.020 €)

2024: -260.000 € (Ansatz neu: 2.443.020 €)

2025: -260.000 € (Ansatz neu: 2.487.020 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)
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32
Produkt 060210, Nr. 11

Beratung
319 0 +47.280

vgl. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 11 b)

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 bis 2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +47.280 € (Ansatz neu: 731.230 €) 

2024: +47.280 € (Ansatz neu: 744.910 €)

2025: +47.280 € (Ansatz neu: 758.861 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

33
Produkt 060220, Nr. 11

Flexible erzieherische Hilfen
322 0 +31.823

vgl. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 11 b)

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 bis 2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +31.823 € (Ansatz neu: 553.725 €) 

2024: +31.823 € (Ansatz neu: 564.163 €) 

2025: +31.823 € (Ansatz neu: 574.810 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

34
Produkt 060220, Nr. 15

Flexible erzieherische Hilfen

 322-

323
0 +70.000

Im Bereich der ambulanten Hilfen müssen die Transferaufwendungen um 70.000 € erhöht werden. Hintergrund 

sind zum Einen die steigenden Fallzahlen im Bereich der Hilfen nach § 31 SGB VIII (sozialpädagogische

Familienhilfe, +50 T€, Anpassung an das voraussichtliche Jahresergebnis 2021) und zum anderen der Bedarf

von Eltern gehörloser Kinder an Hausgebärdensprachkursen. Diese Leistungen werden nach § 27 Abs. 3 SGB

VIII (niederschwellige erzieherische Hilfen, +20 T€) gewährt und dienen der besseren Verständigung zwischen

Eltern und Kind.

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 - 2025 wird entsprechend fortgeschrieben:

2023: +70.000 € (Ansatz neu: 1.360.000 €)

2024: +70.000 € (Ansatz neu: 1.384.000 €)

2025: +70.000 € (Ansatz neu: 1.417.000 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

35
Produkt 060230, Nr. 11

Mitwirkung gerichtlicher Verfahren
325 0 +31.823

vgl. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 11 b)

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 bis 2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +31.823 € (Ansatz neu: 842.819 €) 

2024: +31.823 € (Ansatz neu: 859.038 €)

2025: +31.823 € (Ansatz neu: 875.583 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

36

Produkt 060310, Nr. 11

Eingliederungshilfe für seelisch 

behinderte Kinder und Jugendliche gem. 

§ 35 a SGB VIII

330 0 +8.183

vgl. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 11 b)

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 bis 2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +8.183 € (Ansatz neu: 224.251 €) 

2024: +8.183 € (Ansatz neu: 228.573 €)

2025: +8.183 € (Ansatz neu: 232.981 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

37

Produkt 060310, Nr. 15

Eingliederungshilfe für seelisch 

behinderte Kinder und Jugendliche gem. 

§ 35 a SGB VIII

330 0 -75.000

Bei den stationären Eingliederungshilfen kann der Teilansatz um 75 T€ reduziert werden. Die Anzahl der

Hilfefälle wird voraussichtlich um einen Fall zurückgehen, sodass der Ansatz entsprechend angepasst werden

kann.

Die Finanzplanung für die Jahre 2023-2025 wird entsprechend fortgeschrieben:

2023: -75.000 € (Ansatz neu: 2.125.000 €)

2024: -75.000 € (Ansatz neu: 2.165.000 €)

2025: -75.000 € (Ansatz neu: 2.205.000 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)
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38
Produkt 060410, Nr. 06

Außerfamiliäre Hilfsformen
336 +200.000 0

Im Bereich der Familienpflege (§ 33 SGB VIII) sind die Kosten enorm gestiegen, da die Pauschalbeträge gem.

§ 39 SGB VIII per Erlass des Ministeriums für Kinder, Familie, Flüchtlinge und Integration NRW um 9,08 %

(Vorjahre max. 2 %) angehoben wurden. Ein hoher Anteil der Fälle in diesem Bereich sind

Kostenerstattungsfälle gem. § 89a SGB VIII, d.h. das Amt für Kinder, Jugendliche und Familien erhält

Kostenerstattung von anderen Jugendämtern. Daher hat die Steigerung der Kosten auch Auswirkungen auf die 

Erträge aus der Kostenerstattung. Da das voraussichtliche Jahresergebnis bereits den Ansatz 2022 erreicht,

kann für das Jahr 2022 eine Verbesserung von 200.000 € eingeplant werden.   

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 - 2025 wird entsprechend fortgeschrieben:

2023: +200.000 € (Ansatz neu: 5.070.451 €)

2024: +200.000 € (Ansatz neu: 5.080.451 €)

2025: +200.000 € (Ansatz neu: 5.090.451 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

39
Produkt 060410, Nr. 11

Außerfamiliäre Hilfsformen
336 0 +90.923

vgl. Änderung zu Produkt 060110, Nr. 11 b)

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 bis 2025 wird entsprechend angepasst:

2023: +90.923 € (Ansatz neu: 1.313.779 €) 

2024: +90.923 € (Ansatz neu: 1.338.237 €)

2025: +90.923 € (Ansatz neu: 1.363.183 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

40
Produkt 060410, Nr. 13

Außerfamiliäre Hilfsformen
336-337 0 +50.000

Im Bereich der Familienpflege (§ 33 SGB VIII) ist andererseits das Amt für Kinder, Jugendliche und Familien in

einigen Fällen auch verpflichtet an andere Jugendämter Kosten zu erstatten. Da auch dort die Kosten steigen,

steigen auch die Aufwendungen für Kostenerstattungen an andere Jugendämter. (+50 T€)

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 - 2025 wird entsprechend fortgeschrieben:

2023: +50.000 € (Ansatz neu: 1.525.000 €)

2024: +50.000 € (Ansatz neu: 1.550.000 €)

2025: +50.000 € (Ansatz neu: 1.575.000 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

41
Produkt 060410, Nr. 15

Außerfamiliäre Hilfsformen
337 0 +100.000

Nach § 19 SGB VIII können Mütter und Väter gemeinsam mit ihrem Kind in eine Mutter/Vater-Kind-

Einrichtung untergebracht werden, wenn und solange sie aufgrund ihrer Persönlichkeitsentwicklung diese

Form der Unterstützung bei der Pflege und Erziehung des Kindes bedürfen. Da eine derartige Unterbringung

kostenintensiv ist und aufgrund der SGB VIII Reform sogar beide Elternteile gemeinsam eine solche

Unterbringung zusteht, muss der Ansatz um weitere 50 T€ angehoben werden. Darüber hinaus ist die Anzahl

der Inobhutnahmen im Zuständigkeitsbereich des Amtes für Kinder, Jugendliche und Familien ebenfalls

gestiegen, sodass auch hier eine Steigerung von 50 T€ erforderlich ist. Der Ansatz ist daher insgesamt um

100 T€ zu erhöhen. 

Die Finanzplanung für die Jahre 2023 - 2025 wird entsprechend fortgeschrieben:

2023: +100.000 € (Ansatz neu: 11.570.000 €) 

2024: +100.000 € (Ansatz neu: 11.640.000 €)

2025: +100.000 € (Ansatz neu: 11.760.000 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)
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42
Produkt 070110, Nr. 06

Gesundheitshilfe
352 +53.980 0

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

43
Produkt 070110, Nr. 11

Gesundheitshilfe
352 0 +53.980

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

44
Produkt 070120, Nr. 06

Ärztliche/zahnärztl. Gutachten
355 +30.480 0

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

45
Produkt 070120, Nr. 11

Ärztliche/zahnärztl. Gutachten
355 0 +30.480

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

46
Produkt 070130, Nr. 06

Gesundheitsschutz
357 +198.090 0

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

47
Produkt 070130, Nr. 11

Gesundheitsschutz
357 0 +198.090

Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022. Die dadurch entstehenden Personalkosten

werden vollständig durch den Bund refinanziert. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

48
Produkt 070130, Nr. 16

Gesundheitsschutz
357 0 +1.500

Dem Antrag der SPD-Kreistagsfraktion auf Anpassung des Ansatzes für das Projekt "gesundes Essen" wurde

im Ausschuss für Soziales und Gesundheit am 02.12.2021 zugestimmt. 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

49
Produkt 070140, Nr. 15

Zuweis. Gesundheitseinricht.
360 0 +6.150

Den Anträgen der SPD Kreistagsfraktion und Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Erhöhung des

Förderbetrages um 1,8 % für den Arbeitskreis Jugend- und Drogenberatung im Kreis Warendorf e. V. und der

quadro Sucht- und Drogenberatung wurde im Ausschuss für Soziales und Gesundheit am 02.12.2021

zugestimmt. Nach den Anträgen der freien Träger erfolgt die Erhöhung ab dem 01.04.2022.

2023: +8.200 €

2024: +8.200 €

2025: +8.200 € 

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

50
Produkt 070140, Nr. 15

Zuweis. Gesundheitseinricht.
360 0 +7.500

Dem mündlichen Antrag der CDU-Kreistagsfraktion auf einen einmaligen Betrag i. H. v. 7.500 € für die

niedrigschwellige Drogenhilfe wurde im Ausschuss für Soziales und Gesundheit am 02.12.2021 zugestimmt.

Davon kommen zunächst 3.000 € zur Auszahlung. Die weiteren 4.500 € werden mit einem Sperrvermerk

versehen. Eine Zahlung erfolgt erst, wenn der Finanzbedarf nachgewiesen wurde.

(Ausschuss für Soziales und Gesundheit)

51
Produkt 070150, 

Impfzentrum

361-

362

Aufgrund der aktuellen Entwicklungen werden die Ansätze für das Produkt "Impfzentrum" zurzeit überarbeitet

und bis zur Sitzung des Kreisausschusses am 10.12.2021 vorgelegt. 

(Kreisausschuss)
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52
Produkt 090220, Nr. 04, Führung von 

Geobasisdaten
383 -50.000 0

Durch die Änderung der Vermessungs- und Wertermittlungskostenordnung werden zum 01.01.2022 die

Gebühreneinnahmen für die Fortführung von Umlegungsgebieten in das Liegenschaftskataster entfallen. Da

diese Fortführungsgebühren in den vergangenen Jahren ein Drittel der Einnahmen in diesem Produkt

ausmachten, soll der Haushaltsansatz von 350.000 EUR um 50.000 EUR auf nunmehr 300.000 EUR gesenkt

werden. Die Senkung des Ansatzes soll auch für die Folgejahre 2023 bis 2025 erfolgen.

(Bauausschuss)

53
Produkt 100115, Nr. 04, 

Immissionsschutz
398 +60.000 0

Windenergiestelle - Personalaufwand                                                                       

Zusätzliche Gebühreneinnahmen für Windenergieanlagen. Hinweis: Aufgrund der zunehmenden Aufhebung 

der kommunalen FNP-Steuerung, vermehrter Repowering-Anträge sowie einer aktuell deutlich zunehmenden 

Zahl von WEA-Neubauprojekten ist eine zunächst auf 3 Jahre befristete personelle Aufstockung im Amt 61 

notwendig, um die gesetzlichen Fristen bei der Bearbeitung und Genehmigung von Anträgen einzuhalten, 

drohende Klagen gegen den Kreis Warendorf abzuwenden und die Städte und Gemeinden zur Windenergie 

weiterhin beraten zu können. Die Artenschutzthematik hat bei WEA'en  einen wesentlichen Bearbeitungsanteil 

und erhebliches Konfliktpotential. Eine termingerechte und fundierte Bearbeitung durch das Amt 61 ist ohne 

die zusätzliche Stelle nicht mehr zu leisten. Die Stelle wird durch die erwarteten Gebühreneinnahmen zu 100 

% refinanziert, da der Haushaltsansatz für 2022 bereits deutlich angehoben wurde und auf Grund der aktuellen 

Entwicklungen nochmals um 60 T€ zu erhöhen ist. Der Haushaltsansatz für die Folgejahre ist in 2023 und 

2024 um jeweils 71.500 € zu erhöhen.

(Bauausschuss)

54
Produkt 120110, Nr. 11

Straßenbau und -unterhaltung
447 0 +59.500

Dem Antrag der CDU-Kreistagsfraktion auf Einrichtung einer Ingenieurstelle Radwegebau im Bauamt wurde

im Bauausschuss am 30.11.2021 zugestimmt. Es wird davon ausgegangen, dass die Stelle im Laufe des

Jahres 2022 besetzt werden kann.

Haushaltsjahr 2023: +71.400 € 

Haushaltsjahr 2024: +71.400 €

Haushaltsjahr 2025: +71.400 €

(Bauausschuss)

55
Produkt 120210, Nr. 06

ÖPNV
456 +631.605 0

Die abgeschlossenen Wettbewerbsverfahren haben eine erhebliche Kostensteigerung für die Linienbündel

WAF 2, WAF 5 und WAF 7 ergeben (s. Nr. 13). Dadurch erhöht sich der Erstattungsbetrag der betroffenen

Kommunen um 631.605 € auf insgesamt 1.030.605 €. Im Vergleich zur Änderungsliste des Ausschusses

für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung, verringern sich die Erträge um 100 T€.    

Haushaltsjahr 2023: +679.924 € (neuer Ansatz Erstattungen Verkehrsleistungen: 1.090.924 €)      

Haushaltsjahr 2024: +732.894 € (neuer Ansatz Erstattungen Verkehrsleistungen 1.156.194 €)                                                                                                   

Haushaltsjahr 2025: +790.877 € (neuer Ansatz Erstattungen Verkehrsleistungen 1.226.877 €)

(Finanzausschuss)

56 Produkt 120210, Nr. 13, ÖPNV 456 0 +914.465

Die Ergebnisse der Ausschreibungen für die Linienbündel WAF 2, WAF 5 und WAF 7 übersteigen die

ursprünglichen Ansätze aufgrund der höheren Kostensätze erheblich. Aus diesem Grund erhöht sich der

urspüngliche Ansatz für die Fahrleistungen um 914.465 € auf nunmehr 2.167.165 €. Als Einnahme stehen die

Erstattungen der Kommunen in Höhe von 1.030.605 € unter Pos. 06 entgegen. Ein Betrag in Höhe von

230.000 € aus der ÖPNV-Pauschale dient ebenfalls zur Deckung der Kosten. Im Vergleich zur

Änderungsliste des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung, verringern sich die

Aufwendungen um 250 T€.                                                                                      

Haushaltsjahr 2023: +1.051.512 € (neuer Ansatz Erstattungen Verkehrsleistungen 2.354.712 €)                                                                                         

Haushaltsjahr 2024: +1.202.244 € (neuer Ansatz Erstattungen Verkehrsleistungen 2.526.544 €)                                                                                         

Haushaltsjahr 2025: +1.368.035 € (neuer Ansatz Erstattungen Verkehrsleistungen 2.714.035 €)

(Finanzausschuss)
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57 Produkt 120210, Nr. 13, ÖPNV 456 0 +20.000

Der Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen zum Modellversuch "on-demand-Verkehr" wurde in

der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung am 26.11.2021 zugestimmt. Für

die Planung des Angebots werden 20.000 € in den Haushalt 2022 eingestellt.

(Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung)

58
Produkt 130110, Nr. 11, Natur- und 

Landschaft
463 0 +59.500

Aufgrund des Wegfalls der kommunalen FNP-Steuerung, vermehrter Repowering-Anträge sowie einer aktuell

deutlich zunehmenden Zahl von WEA-Neubauprojekten ist eine zunächst auf 3 Jahre befristete personelle

Aufstockung im Amt 61 notwendig, um die gesetzlichen Fristen bei der Bearbeitung und Genehmigung von

Anträgen einzuhalten und drohende Klagen gegen den Kreis Warendorf abzuwenden. Die

Artenschutzthematik ist bei den allermeisten Anträgen der größte Konfliktpunkt. Eine termingerechte und

fundierte Bearbeitung durch das Amt 61 ist ohne die zusätzliche Stelle nicht mehr zu leisten. Die Stelle wird

durch die erwarteten Gebühreneinnahmen im Bauamt (Produkt 100115 "Immissionsschutz") zu 100 %

refinanziert. Es wird davon ausgegangen, dass die Stelle im Laufe des Jahres 2022 besetzt werden kann.

Haushaltsjahr 2023: +71.400 € 

Haushaltsjahr 2024: +71.400 €

(Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung)

59
Produkt 130110, Nr. 13, Natur- und 

Landschaft
463 0 +10.000

Naturdenkmale - Aufgrund vermehrt auftretender Schäden an Naturdenkmalen und der verpflichtenden

Verkehrssicherungsmaßnahmen sollen für Jahre 2022 ff. weitere 10.000 € in den Haushalt eingestellt werden.

Somit erhöht sich der Ansatz auf 30.000 €. 

(Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung)

61
Produkt 160110, Nr. 02

Steuern, allg. Zuweis./Umlagen
501 -150.000 0

Schlüsselzuweisungen

2022: bisher eingeplant: 45.690.000 €; neuer Ansatz: 45.540.000 €

neue Ansätze wurden nach der Modellrechnung GFG 2022 berechnet

2023: bisher eingeplant: 44.420.000 €; neuer Ansatz: 44.270.000 €

2024: bisher eingeplant: 46.420.000 €; neuer Ansatz: 46.270.000 €

2025: bisher eingeplant: 48.610.000 €; neuer Ansatz: 48.450.000 €

(Finanzausschuss)

62
Produkt 160110, Nr. 02

Steuern, allg. Zuweis./Umlagen
501 +20.000 0

allgemeine Kreisumlage

2022: bisher eingeplant: 135.890.000 € (Hebesatz 30,4 %, Arbeitskreisrechnung GFG 2022)

neuer Ansatz: 135.910.000 € (Hebesatz 30,4 %, Modellrechnung GFG 2022)

(Finanzausschuss)

63
Produkt 160110, Nr. 02

Steuern, allg. Zuweis./Umlagen
501 +10.000 0

Jugendamtsumlage

2022: bisher eingeplant: 49.940.000 € (Hebesatz 21,1 %, Arbeitskreisrechnung GFG 2022)

neuer Ansatz: 49.950.000 € (Hebesatz 21,1 %, Modellrechnung GFG 2022)

(Finanzausschuss)

64
Produkt 160110, Nr. 15

Steuern, allg. Zuweis. / Umlagen
501 0 -20.000

Landschaftsumlage

2022: bisher eingeplant: 76.240.000 € (15,55 %, Umlagegrundlage Arbeitskreisrechnung GFG 2022)

            neuer Ansatz: 76.220.000 € (15,55 %, Umlagegrundlage Modellrechnung GFG 2022)

2023: bisher eingeplant: 79.740.000 €; neuer Ansatz: 79.720.000 €

2024: bisher eingeplant: 83.740.000 €; neuer Ansatz: 83.720.000 €

2025: bisher eingeplant: 87.740.000 €; neuer Ansatz: 87.720.000 €

(Finanzausschuss)

+527.350 -175.699

475.424.093 479.207.114

-3.783.021

Verbesserung ggü. Etatentwurf: 703.049 € 

(Die Ansätze für die Impfstelle sind hier noch nicht berücksichtigt.)

-4.486.070bisher:

Gesamtergebnisplan neue Summen

neues Jahresergebnis

Summe der Veränderungen

10 (13)



nachrichtlich: Änderungen zum Stellenplan

Produkte 050810, 070110, 070120 und 

070130
Aufgrund des Paktes für den Öffentlichen Gesundheitsdienst plant der Kreis Warendorf eine 

Stellenausweitung von insgesamt 7,5 Stellen für das Jahr 2022.

Produkte 020610 und 020620
Zwischen den Produkten 020610 und 020620 kommt es zu Verschiebungen, da versehentlich Änderungen

nicht ins Programm eingegeben worden sind.

Produkte 060110, 060130, 060210, 

060220, 060230, 060310 und 060410

Das Kinder- und Jugendstärkungsgesetz (KJSG) ist zum 10.06.2021 in Kraft getreten und hat weitreichende

Auswirkungen auf die Arbeit im Amt für Kinder, Jugendliche und Familien. Dafür sollen zunächst drei

Sozialarbeiterinnen bzw. Sozialarbeiter und ein/e Planer oder Planerin eingestellt werden.

Produkt 120110
Dem Antrag der CDU-Kreistagsfraktion auf Einrichtung einer Ingenieurstelle Radwegebau im Bauamt wurde

im Bauausschuss am 30.11.2021 zugestimmt.

Produkt 140310

Dem Antrag der Kreistagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen auf Entfristung der Stelle für das 

Klimafolgenmanagement (0,5 Stelle) wurde im Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung am 

26.11.2021 zugestimmt. Da die Entwicklung des Projektes abgewartet werden sollte, waren vorsorglich bereits 

weiterhin Personalkosten eingeplant worden. 

nachrichtlich: Änderungen der internen Leistungsverrechnungen (Nr. 27 und 28)

Produkt 050210, Nr. 28

Grundsicherungsleistungen nach dem 

SGB II

260; 

263
0 -202.000

Aufgrund des Zuständigkeitswechsels der Förderung der Sozialen Arbeit an Schulen reduzieren sich auch die

Aufwendungen aus den internen Leistungsbeziehungen um 202 T€.

2022: - 202 T€ (Neuer Ansatz: 2.852 T€)

2023: - 202 T€ (Neuer Ansatz: 2.852 T€)

2024: - 202 T€ (Neuer Ansatz: 2.852 T€)

2025: - 202 T€ (Neuer Ansatz: 2.852 T€)

(Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung)

Produkt 060110, Nr. 27

Jugendförderung
310-311 -202.000 0

Ab dem Jahr 2022 tritt die neue Richtlinie vom 22.09.2021 über die Förderung von Schulsozialarbeit in NRW

in Kraft. Diese sieht eine Neuausrichtung der Schulsozialarbeit ab dem Jahr 2022 vor. Neues zuständiges

Ministerium ist das Ministerium für Schule und Bildung NRW (MSB). Bisher war das Ministerium für Arbeit,

Gesundheit und Soziales NRW (MAGS) zuständig. Aufgrund der Neuausrichtung ist ein Wechsel der

Zuständigkeiten von dem Jobcenter (bislang Produkt 050210) zum Amt für Kinder, Jugendliche und Familien

angezeigt. Die bisher vom Jobcenter erhaltene interne Leistungsverrechnung für die Stellenanteile der

Schulsozialarbeit im Bereich Bildung und Teilhabe entfällt daher ab dem Jahr 2022.

Die Finanzplanung für die Jahre 2023-2025 wird entsprechend fortgeschrieben:

2023: -202.000 € (Ansatz neu: 0 €)

2024: -202.000 € (Ansatz neu: 0 €)

2025: -202.000 € (Ansatz neu: 0 €)

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

Hinweis:

485

309, 312, 318, 321, 324, 

329, 335

Die Aufwendungen für die Schulsozialarbeiter/-innen sind im Amt für Kinder, Jugendliche und Familien veranschlagt. Jedoch betreffen diese den allgemeinen Haushalt und werden bei der Berechnung der 

Jugendamtsumlage in einer Nebenrechnung neutralisiert. Die Jugendamtsumlage wird durch die Aufwendungen für die Schulsozialarbeiter/-innen somit nicht belastet. Dadurch ist gewährleistet, dass diese 

Stellen durch alle 13 Kommunen finanziert werden.

169, 172

446

299, 352, 355, 357
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Stand: 06.12.2021

Nr.
Teilfinanzplan Produktgruppe, Nr.

Investitionsnummer

HHPl.

Seite

Einzahlungen

€

Auszahlungen

€

484.399.482 495.601.905

1
0902 Geoinformation 07.62.001 Erwerb von 

bewegl. Sachen des Anlagevermögens
378 0 +8.000

Die Investition Beschaffung einer Vermessungsdrohne soll laut Planungen des Fachamtes im 

Jahr 2022 erfolgen. Im Haushaltsplanentwurf ist die Investition fälschlicherweise erst im Jahr 

2024 eingetragen. Im Haushaltsplan soll die Beschaffung von 8.000 EUR in das Jahr 2022 

vorgezogen werden. Die Investitionskosten von 8.000 EUR können dann im Jahr 2024 

entfallen. In den Erläuterungen zur entsprechenden Ziffer soll die Jahreszahl 2024 durch 

2022 ersetzt werden.

(Bauausschuss)

2
1201 Straßenbau- und Unterhaltung, Nr. 

26, 20.66.018 Mobilbagger Bauhof 

Warendorf

432 0 -135.000

Die Beschaffung des Mobilbaggers für den Bauhof Warendorf wird von 2022 nach 2025 

verschoben.

(Bauausschuss)

3
1201 Straßenbau- und Unterhaltung, Nr. 

26, 21.66.002 Schmalspurfahrzeug 

Bauhof Beckum

433 0 +125.000

Die Beschaffung des Schmalspurfahrzeugs für den Bauhof Beckum wird von 2024 nach 

2022 vorgezogen.

(Bauausschuss)

4
1201 Straßenbau- und Unterhaltung, Nr. 

26, 22.66.014 Schmalspurfahrzeug 

Bauhof Warendorf

435 0 0

Die Beschaffung des Schmalspurfahrzeugs für den Bauhof Warendorf wird von 2025 nach 

2024 (130 T€) vorgezogen.

(Bauausschuss)

5

1201 Straßenbau- und Unterhaltung, Nr. 

18 u. 25, 22.66.NEU Ersatzbau 

Radwegebrücke K 18/10 Vohren BWNr. 

4014 549

+630.000 +700.000

Im Rahmen der laufenden Brückenprüfungen nach DIN 1076 wurde die Fuß- und

Radwegebrücke über die Ems geprüft. Die Prüfung (31.08.2021) ergab starke räumliche

Verformungen im Tragsystem, deren Auswirkungen auf die Tragfähigkeit nicht abschließend

zu beurteilen waren. Aus Gründen der Verkehrssicherheit wurde die Brücke am 02.09.2021

gesperrt. Die statische Nachrechnung der Brücke unter Berücksichtigung der Verformung

ergab, dass das Bauwerk allein im Lastfall Eigengewicht nicht mehr tragfähig ist und ein

Einsturz der Brücke drohe. Der Abbruch erfolgt noch in 2021. Der Neubau ist daher für 2022

geplant. Ein Antrag auf Förderung ist bereits gestellt und es wird mit 90% an Zuwendungen

gerechnet.

(Bauausschuss)

6

1201 Straßenbau- und Unterhaltung, Nr. 

18 u. 25, 20.66.008 Grunderneuerung K 

34/1 Ostbevern

431 -546.000 -780.000

Die Maßnahme wird aufgrund des Ersatzbau der Radwegebrücke an der K 18/10 Vohren

nicht in 2022 realisierbar sein und daher nach 2023 verschoben.

(Bauausschuss)

7

1201 Straßenbau- und Unterhaltung,

Nr. 24, 22.66.NEU Erwerb von Flächen 

für den Flächenausgleich

0 +1.000.000

Die CDU Kreistagsfraktion hat ihren Antrag zum fairen Flächenausgleich um die

Bereitstellung von 1.000.000 € im Haushalt 2022 für den Erwerb entsprechender Flächen

erweitert. Diesem wurde am 26.11.2021 im Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und

Planung (vgl. Sitzungsvorlage 315/2021) zugestimmt.

(Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung; Bauausschuss)

Veränderungen aus dem Ergebnisplan +527.350 -175.699

485.010.832 496.344.206

-11.333.374 bisheriger Saldo:  -11.202.423 €, Verschlechterung: 130.951 €neuer Saldo Finanzplan

Änderungen zum

Haushaltsplanentwurf 2022

 - Finanzplan - (Investitionen)

2022

Bemerkungen

Summe Haushaltsplanentwurf

Gesamtfinanzplan neue Summen
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Stand: 06.12.2021

lfd. Nr. Produkt
HHPl.

Seite
Kennzahl 

bisherige

Kennzahl

neue

Kennzahl

1
Produkt 060220, Flexible 

erzieherische Hilfen
321

Anzahl der Ø finanzierten 

sozialpädagogischen Familienhilfen
95 100

Die Fallzahlen bei den sozialpädagogischen Familienhilfen sind 

gestiegen.

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

2

Produkt 060310,

Eingliederungshilfe für 

seelisch behinderte Kinder 

und Jugendliche

329 Anzahl der Ø stationären Hilfen 13 12
Die Fallzahl kann um ein Fall reduziert werden.

(Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien)

Änderungen zum

Haushaltsplanentwurf 2022

- Kennzahlen -

Plan 2022

Bemerkungen

Produktbeschreibung

13 (13)




